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	Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport


	Bremen, den 10.11.2016
Bearbeitet von: Herrn Gulau
Tel.: 361 4617

	
	Lfd. Nr.    130/16


Vorlage
für die Sitzung 
der städtischen Deputation 
für Soziales, Jugend und Integration
am 17.11.2016
Rollstuhlgerechter Wohnraum
A. Problem

Herr Tuncel von der Fraktion DIE LINKE hat folgende Berichtsbitte an die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration gerichtet:

„Zweite Berichtsbitte der Fraktion DIE LINKE zu „Rollstuhlgerechter Wohnraum“

In der Antwort des Ressorts (Lfd. Nr. 124/16) auf unsere vorangegangene Berichtsbitte zum Thema rollstuhlgerechter Wohnraum hat das Ressort ausgeführt: „Aus Sicht der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport sind die Regelungen der Verwaltungs​anweisung zu den Kosten der Unterkunft geeignet, die Wohnungssuche dahingehend zu unterstützen, dass Mieten einzelfallbezogen und mithin auch losgelöst vom Richtwert anerkannt werden können.“ Dies ist auch die Einschätzung der LINKEN. Allerdings müssen diese besonderen Regelungen der Verwaltungsan​weisungen für auf den Rollstuhl angewie​sene GrundleistungsempfängerInnen dafür auch angewandt werden. Der LINKEN liegt ein umfangreicher Schriftwechsel mit einem Rollstuhlfahrer vor, der seit längerem versucht, vom Sozialamt den Umzug in eine rollstuhlgerechte Wohnung genehmigt zu bekommen. Ihm wurden mehrere rollstuhlgerechte Wohnungen unter Hinweis auf zu hohe Mietskosten abgelehnt. In keinem dieser Fälle, auch nicht im Widerspruchsverfahren, wurden die besonderen Regelungen der Verwaltungsvorschrift im Sinne einer individuellen Prüfung der Angemessenheit der Anmietung, zur Anwendung gebracht. Es gab auch keine Erklärungen, warum die vorgeschriebene individuelle Prüfung der Angemessenheit nicht vorgenommen wurde. Stattdessen wurde dem betroffenen Rollstuhlfahrer, im Gegensatz zum Wortlaut der Verwaltungsanweisung, mehrfach mitgeteilt, er habe nur Anspruch auf den zusätzlichen Wohnbedarf behinderter Personen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die lapidare Aussage des Ressorts, keine Angaben dazu machen zu können, wie viele Transferempfängerinnen in rollstuhlgerechten Wohnungen wohnen, als bedenklich dar. Oben stehender Fall lässt es fraglich erscheinen, ob das Sozialamt überhaupt die laut Verwaltungsanweisung vorgeschriebene individuelle Prüfung der Angemessenheit von rollstuhlgerechten Wohnungen vornimmt. 

Aus diesem Grund stellen wir die folgenden Nachfragen: 

1. Wird der fragliche Passus der Verwaltungsanweisung vom Amt überhaupt in der Regel angewendet? Wenn ja: welche Gründe könnten dazu führen, dass dies in manchen Fällen (dokumentierterweise) nicht geschieht? 

2. Gibt es überhaupt Fälle von auf den Rollstuhl angewiesene Hartz IV- und GrundsicherungsempfängerInnen, denen aufgrund von individueller Prüfung der Angemessenheit einer rollstuhlgerechten Wohnung die Anmietung einer solchen Wohnung zu einem erhöhten Mietzins gemäß Verwaltungsanweisung gestattet wurde? 

3. Falls die Antwort auf Frage 2 „ja“ lauten sollte, kann es sich nur um eine sehr überschaubare Anzahl handeln. Wir halten es daher für wünschenswert und vertretbar, die Anzahl dieser Personen sowie die Preisspanne des Mietzinses, der für ihre rollstuhlgerechten Wohnungen aufgebracht wird, zu erheben und der Sozialdeputation zu berichten.“ 
B. Lösung

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport beantwortet die Fragen wie folgt:
Zu 1.:

Die Verwaltungsanweisung für Unterkunft und Heizung findet Anwendung. Die Regelung bei behindertengerechten Wohnungen für Rollstuhlfahrer oder Rollstuhlbenutzer sieht vor, dass die Angemessenheit stets individuell zu bestimmen ist. Diese Regelung ermöglicht mithin einen angemessenen Gestaltungsspielraum für die Sozialbehörden, um den jeweiligen individuellen Notlagen Rechnung zu tragen. Das Thema ist i. Ü. auch fester Bestandteil bei KdU-Schulungen des Pools für SGB II und SGB XII. 

Eine grundsätzliche Aussage darüber, welche Gründe zur Ablehnung einer Zusicherung zu einem konkreten Wohnungsangebot führen können, ist angesichts der jeweiligen Besonderheiten der Einzelfälle nach Ansicht des Sozialressorts nicht zielführend. 

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ist aber gerne bereit, den genannten Einzelfall zu überprüfen. Dazu werden aber die Daten des Betroffenen benötigt, die bisher nicht mitgeteilt wurden.

Zu 2. und 3.:

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport geht davon aus, dass es die bezeichneten Fälle gibt. Eine statistische Auswertung zur Anzahl von rollstuhlgerechten Wohnungen, in denen Transferleistungsempfänger/-innen wohnen und in welchen Preisspannen die Mieten solcher Wohnungen liegen, ist technisch nicht möglich. Eine solche Übersicht könnte nur durch eine manuelle (händische) Anschauung von Leistungsfällen durch die Geschäftsstellen des Jobcenters Bremen oder die Sozialzentren erfolgen. Bei einer Prüfung müssten alle laufenden Leistungsfälle überprüft werden, in denen Kosten der Unterkunft gezahlt wird. Nach Ansicht der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ist eine solche personal- und zeitintensive Erhebung mit Blick auf den Erkenntnisgewinn nicht gerechtfertigt. Eine Identifikation der Betroffenen beispielsweise nach dem Grad der Behinderung o. ä. ist nicht möglich und datenschutzrechtlich auch nicht zulässig. 
C. Alternativen

Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung

Keine.

Die Gender Aspekte wurden geprüft. Es liegen keine Daten/Informationen darüber vor, dass eine Gleichstellungsrelevanz gegeben sein könnte. 

E. Beteiligung / Abstimmung

Nicht erforderlich.
F. Beschlussvorschlag

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt den Bericht der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport vom 08.11.2016 zur Kenntnis.

